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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 18. 


(Nr. 4870.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der in Suhl domizilirten Aktien⸗ 
geſellſchaft für Bergbau und Huͤttenbetrieb „Hennebergia.“ Vom 6. April 
1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft un⸗ 
ter der Benennung: „Hennebergia, Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau und Huͤtten⸗ 
betrieb zu Suhl“, deren Sitz in Suhl im Regierungsbezirk Erfurt ſein ſoll, 
und welche die Gewinnung foſſiler Brennftoffe und Erze, ſowie die Darſtellung 
von Roheiſen, Stabeiſen und Stahl, ſowohl zum Verkauf als auch zur wei⸗ 
teren Verarbeitung zu Gegenſtaͤnden des Eiſenbahnbedarfs und der Maſchinen⸗ 
Fabrikation zum Zwecke hat, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. 
genehmigt und dem in dem notariellen Akte vom 23. Januar 1858. feſtgeſtell⸗ 
ten Geſellſchaftsſtatute Unſere landes herrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem erwaͤhnten notariellen Akte 
vom 25. Januar 1858. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der 
Statuten durch die Geſetz-Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Re⸗ 
gierung in Erfurt zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 6. April 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4870.) 26 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 6. Mai 1858. 


Statut 


der 
Hennebergia, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb 
zu Suhl. a 


H. 1. 


Vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmigung wird von den nachſtehend 
genannten Perſonen: 


dem Königlichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Wilhelm Adolph Leo⸗ 
pold Maetzke in Berlin, * 

dem Bankier und Fabrikbeſitzer, Kommerzienrath Ferdinand Spangen⸗ 
berg in Suhl, 

dem Senator und Fabrikbeſitzer Paul Sauer in Suhl, 

dem Koͤniglichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Freiherrn Carl v. Muͤnch⸗ 
hauſen in Berlin, 

dem Königlichen Regierungsrath Emil Grano in Erfurt, 

dem Stadtrath Guſtav Max in Magdeburg, 

e ar der Geologie an der Bergakademie zu Freiberg, Bern: 
ard Cotta, 

dem Stadtgerichtsrath Julius Carl Lehmann in Berlin, 

dem praktiſchen Arzt Dr. Salomon Neumann in Berlin, 


und allen denjenigen, welche ſich durch Uebernahme von Aktien betheiligen wol⸗ 
len, nach Maaßgabe des Geſetzes vom 9. November 1843. eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft unter dem Namen: 


„Hennebergia, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Huͤtten⸗ 
betrieb“, 


gebildet. 


Die Geſellſchaft hat ihren Sitz zu Suhl und ihren ordentlichen Gerichts⸗ 
ſtand bei dem Koͤniglichen Kreisgerichte daſelbſt. 


Dieſelbe iſt jedoch verpflichtet, nicht nur bei dem obengedachten Gerichte 
ihres Wohnſitzes, ſondern auch bei denjenigen Gerichten des Inlandes, in deren 
Bezirken fie gewerbliche Etabliſſements beſitzt, wegen der auf letztere ſich be- 
ziehenden Geſchaͤfte und Verbindlichkeiten als Verklagte Recht zu nehmen. 


Auf Klagen der Aktionaire, als ſolcher, gegen die Geſellſchaft findet dieſe 
letztere Beſtimmung keine Anwendung. 


Zweck 
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Zweck der Geſellſchaft. 
H. 2. 


Die Geſellſchaft hat zum Zweck, foſſile Brennſtoffe und Erze zu gewin⸗ 
nen und Roheiſen, Stabeiſen und Stahl, ſowohl zum Verkauf, als auch zur 
weiteren Verarbeitung zu Gegenſtaͤnden des Eiſenbahnbedarfs und der Ma⸗ 
ſchinenfabrikation darzuſtellen. 


Dauer der Geſellſchaft. 


$. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt, anfangend 
mit dem Tage der landesherrlichen Genehmigung. Eine Verlaͤngerung dieſer 
Dauer kann nach H. 44. beſchloſſen werden, bedarf jedoch der landesherrlichen 
Genehmigung. 


Kapital und Organiſation der Geſellſchaft. 


H. 4. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft iſt 750,000 Rthlr., ſiebenhundert 
und fang tauſend Thaler, beſtehend in 3750, dreitauſend ſiebenhundert und 
funfzig Stuͤck Aktien, zum Nominalwerthe von 200, zweihundert Thalern. 


H. 5. 


Durch Zeichnung von einer oder mehreren Aktien wird ein Jeder Mit⸗ 
lied der Geſellſchaft, und nimmt als ſolches, ſoweit es ſich um die e 
einer Verpflichtungen gegen die Geſellſchaft handelt, ſein Domizil zu Suhl. 
Alle Inſinuationen an Aktionaire als ſolche erfolgen guͤltiger Weiſe an eine 
von ihnen zu beſtimmende, in Suhl wohnende Perſon, oder an ein daſelbſt be⸗ 
ei von ihnen zu bezeichnendes Haus, nach Maaßgabe der $$. 21. und 
22. Titel 7. Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung, und in Ermangelung 
der ge einer Perſon oder eines Hauſes in Suhl, an das Prozeß⸗ 
Buͤreau des Koͤniglichen Kreisgerichts daſelbſt. 


H. 6. 


Die Aktien werden auf den Inhaber lautend, nach Formular A. in der 
Anlage, ausgefertigt, mit einer fortlaufenden Nummer verſehen und aus einem 
Stammregiſter ausgezogen. Mit jeder Aktie werden fuͤr fuͤnf Jahre Dividen⸗ 
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denſcheine nach Formular B., nebſt Talon laut Formular C. ausgegeben, welch 
nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. ö 


8 7 


Unmittelbar nach Eingang der landesherrlichen Genehmigung werden 
mindeſtens zehn Prozent des Betrages der Aktien angezahlt. Weitere Ein⸗ 
zahlungen erfolgen nach dem Beduͤrfniſſe der Geſellſchaft, auf Aufforderung des 
Verwaltungsrathes, in Raten von hoͤchſtens zwanzig Prozent und in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von nicht weniger als zwei Monaten an die Geſellſchaftskaſſe in Suhl, 
oder an die in der Aufforderung des Verwaltungsrathes näher zu beftimmen- 
den Bankhaͤuſer anderer Orte. 

Im Laufe des erſten Jahres, vom Tage der landesherrlichen Genehmi— 
gung, muͤſſen wenigſtens vierzig Prozent eingezahlt werden. Dem Verwaltungs: 
rathe ſteht es frei, wenn er es für zuläffig erachtet, die Zahlung des vollen 
Betrages der Aktien an Stelle der Theilzahlungen anzunehmen. Die einge⸗ 
zahlten Betraͤge werden vom Tage der Einzahlung bis nach Verlauf des erſten 
Jahres nach der landesherrlichen Genehmigung mit fuͤnf Prozent verzinſt. 

Die Verzinſung der Theilzahlungen wird durch Kuͤrzung an der jedes⸗ 
mal naͤchſten Zahlung 1 die Verzinſung der voll eingezahlten Aktien 
von dem einzuzahlenden Betrage in Hoͤhe einjaͤhriger Zinſen ſofort in Abzug 
gebracht. Nach Ablauf des erſten Jahres tritt, gleichviel ob die Aktien be⸗ 
reits voll eingezahlt find oder nicht, eine Dividendenzahlung nach den Beftim- 
mungen des Geſetzes vom 9. November 1843. ein. 

Wer binnen vier Wochen nach einer durch die im $. 11. näher bezeich- 
neten Blaͤtter erfolgten Aufforderung des Verwaltungsrathes keine Zahlung 
leiſtet, verfällt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von einem 
Fuͤnftheil des ausgeſchriebenen Betrages. 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten oͤffentlichen Auf— 
forderung die Zahlung noch immer nicht erfolgt, fo iſt die Geſellſchaft be- 
rechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten verfallen und die durch die Raten⸗ 
zahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen 
Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr erloſchen zu erklaͤren. 

Eine ſolche Erklärung erfolgt auf den Beſchluß des Verwaltungsrathes 
durch oͤffentliche Bekanntmachung in den im H. 11. bezeichneten Blaͤttern, unter 
Angabe der Nummern der Aktien. An die Stelle der auf dieſe Weiſe aus⸗ 
ſcheidenden Aktionaire konnen von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner 
zugelaſſen werden. Will er von der Befugniß, die eingezahlten Raten verfallen 
und die Anſpruͤche erloſchen zu erklaͤren, keinen Gebrauch machen, ſo iſt er be⸗ 
rechtigt, die fälligen Einzahlungen nebſt Konventionalſtrafe gegen die ſaͤumigen 
Aktionaire gerichtlich einzuklagen. 


F. 8. 


Ueber die gemachten Einzahlungen werden auf den Namen lautende 
Interimsſcheine (Guitzungsbogen) ausgegeben, die dann nach erfolgter 1 155 
0 iN= 
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Einzahlung gegen die Aktienſcheine ſelbſt umgetauſcht werden. (Siehe Formu⸗ 
elar D. im Anhange.) 

Ein jeder Aktienzeichner iſt zwar ſeine Rechte aus der Zeichnung und 
den von ihm geleiſteten Einzahlungen auf Andere zu uͤbertragen befugt, er 
bleibt aber fuͤr den vollen Betrag des von ihm gegeiöhneten Aktienkapitals ver⸗ 
pflichtet und kann von dieſer Verbindlichkeit vor Einzahlung von vierzig Pro⸗ 
zent gar nicht, nach Einzahlung von vierzig Prozent nur durch Beſchluß des 
Verwaltungsrathes der Geſellſchaft befreit werden. Die Richtigkeit der Unter⸗ 
ſchriften unter den Ceſſionen ift die Geſellſchaft zu prüfen zwar berechtigt, aber 
nicht verpflichtet. 


$. 9. 


Nur bis zum Betrage der Aktien iſt jeder Aktionair zur Zahlung ver⸗ 
pflichtet; eine Ausnahme hiervon machen jedoch die im H. 7. näher bezeichneten 
Konventionalſtrafen. 


$. 10. 


Wenn Aktien, Interimsquittungen oder Talons verloren gehen oder ver⸗ 
nichtet werden, iſt deren Aufgebot und Mortifikation bei dem Koͤniglichen Kreis⸗ 
gerichte zu Suhl zu veranlaſſen. Das diesfallſige Verfahren findet nach den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſtatt. Die oͤffentlichen Aufgebote erfolgen 
jedenfalls auch durch die im H. 11. bezeichneten Blätter. An Stelle der ge⸗ 
richtlich für mortifizirt erklaͤrten Aktien oder Talons fertigt der Verwaltungs⸗ 
rath, unter Eintragung des Datums des rechtskraͤftigen Urtheils in das Stamm— 
regiſter, neue aus. 

Verlorene oder vernichtete Dividendenſcheine koͤnnen nicht mortifizirt wer— 
den. Doch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor 
Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt (§. 42.) bei dem Verwaltungsrathe angemeldet 
und den ftattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktie oder ſonſt in glaub- 
hafter Weiſe dargethan hat, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 
arb den und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenfcheine ausgezahlt 
werden. 


§. 11. 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen: 


1) im Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, 
2) in der Neuen Preußiſchen Zeitung, 
3) in der Berliner Boͤrſenzeitung. 


Es bleibt dem Verwaltungsrathe vorbehalten, hiervon jede ihm zweck⸗ 
maͤßig erſcheinende Aenderung zu treffen, welche jedoch der Genehmigung der 
Koͤniglichen Regierung zu Erfurt bedarf, ſowie es dieſer zuſteht, die Wahl 
anderer Geſellſchaftsblaͤtter zu fordern, noͤthigenfalls dieſelben Wchibe 

(Nr. 4870.) Alle 
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Alle hinſichtlich der Geſellſchaftsblaͤtter eintretenden Aenderungen ſind 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Erfurt und derjenigen Re⸗ 
gierung, in deren Bezirk die betreffenden Blatter erſcheinen, ſowie durch die 
bleibenden Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


$. 12. 


701 Ki Verwaltung der Gefchäfte der Geſellſchaft und deren Vertretung 
erfolgt: 


1) durch die Aktionaire ſelbſt in den ordentlichen und außerordentlichen 
Generalverſammlungen, 

2) durch den Verwaltungsrath (F. 23.), und 

3) durch den Direktor (F. 31.). 


Von der Generalverſammlung. 


$. 13. 


Die Generalverſammlung, regelmaͤßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. Nur die Inhaber von wenigſtens fuͤnf Aktien haben das 
. an den Generalverſammlungen Theil zu nehmen und ihre Stimme ab- 
zugeben. 

Der Beſitz von je fuͤnf Aktien berechtigt zur Abgabe Einer Stimme, doch 
kann kein Aktionair, weder auf den Grund eigenen Aktienbeſitzes, noch zugleich 
als Bevollmaͤchtigter mehr als zwanzig Stimmen ausuͤben. 

Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich durch andere ſtimmberechtigte Aktio⸗ 
naire auf Grund einer ſchriftlichen Vollmacht vertreten laſſen. Minderjährige 
und andere Bevormundete werden durch ihre Vormuͤnder oder Kuratoren, Ehe⸗ 
frauen durch ihre Ehemaͤnner, moraliſche Perſonen durch ihre Repraͤſentanten, 
Handlungsfirmen auf Grund einer ſchriftlichen Vollmacht durch ihre Prokura⸗ 
fuͤhrer vertreten, auch wenn dieſe Vertreter nicht ſelbſt Aktionaire ſind. f 


$. 14, 


Wer fein Stimmrecht in den Generalverſammlungen felbft ausuͤben, oder 
durch Andere ausuͤben laſſen will, hat mindeſtens acht und vierzig Stunden 
vor der Generalverſammlung ſeine Aktien, reſp. Interimsſcheine, auf dem Ge⸗ 
ſchaͤftsbuͤreau des Verwaltungsrathes oder bei den in der Einladung hierzu 
beſonders bezeichneten Handlungshaͤuſern gegen Empfangsbeſcheinigung zu hinter⸗ 
legen. Vollmachten muͤſſen dem Verwaltungsrathe ſpaͤteſtens am Tage vor 
der Generalverſammlung zur Pruͤfung ihrer Richtigkeit vorgelegt werden. Die 
Vollmachten muͤſſen ſchriftlich abgefaßt ſein und 

1) die Perſon des Bevollmächtigten und deſſen Berechtigung zur Vertretung 
beſtimmt bezeichnen, 
2) vom 
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2) vom Machtgeber mit Vor⸗ und Zunamen oder der Firma ſeines Hand⸗ 
lungshauſes unterzeichnet, und 0 
3) mit ſeinem Privat- oder Geſchaͤftsſiegel verſehen ſein. 


Die Empfangsbeſcheinigungen, aus welchen der Umfang des dem Aktio⸗ 
nair zuſtehenden Stimmrechts ſich ergeben muß, dienen als Legitimation zum 
Eintritt in die Generalverſammlung, und weiſt die danach anzufertigende Liſte 
die Anzahl der in der Verſammlung vorhandenen Stimmen nach. 

Gegen Ruͤckgabe der Empfangsbeſcheinigungen werden vom Tage nach 
der Generalverſammlung an die hinterlegten Dokumente wieder in Empfang 
genommen. a 


$. 15. 


Die Generalverſammlungen werden durch den Verwaltungsrath einbe- 
rufen. Den Vorſitz in der Generalverſammlung fuͤhrt der Vorſitzende des 
Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter. Der Vorſitzende ernennt zwei 
Skrutatoren aus den erſchienenen Aktionairen. 


H. 16. 


Die ordentlichen Generalverſammlungen finden alljaͤhrlich in der erſten 
Hälfte des Monats September in Suhl ftatt. Die Einladungen hierzu erfol⸗ 
en in den im H. 11. bezeichneten Blättern durch zweimalige Einruͤckung, deren 
etzte mindeſtens vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung zu erlaſſen iſt. 


N 


Gegenſtaͤnde des Vortrags und der Berathung und reſp. der Entſchei⸗ 
dung in der ordentlichen Generalverſammlung ſind: 


1) Bericht des Verwaltungsrathes uͤber den Betrieb des letzten Jahres; 

2) Prüfung der durch drei Kommiſſarien revidirten Jahresbilanz, Ertheilung 
der Decharge und Genehmigung der von dem Verwaltungsrathe (F. 39.) 
ermittelten Dividende; 

3) Antraͤge des Verwaltungsrathes; 

4) Anträge einzelner Aktionaire. Sind ſolche Anträge dem Verwaltungs 
rathe nicht mindeſtens vierzehn Tage vor der Generalverſammlung ſchrift⸗ 
lich mitgetheilt, oder entſcheidet ſich, wenn dieſelben erſt in der Ver— 
ſammlung ſelbſt geſtellt werden, nicht mindeſtens ein Viertheil der an⸗ 
weſenden Stimmen fuͤr Vornahme der Berathung, ſo iſt der Verwal⸗ 
tungsrath berechtigt, dieſelben bis zur naͤchſten ordentlichen oder außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung zuruͤckzuſtellen; 

5 a der Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Reviſionskom— 
miſſion; 

6) die Aufnahme von Anleihen für die Geſellſchaft, mögen dieſelben in 
Aufnahme baarer Betraͤge oder in der Eingehung von Lane e 
(Nr. 4870.) ich⸗ 
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lichkeiten, deren Deckung nicht aus den Einnahmen des laufenden Ge— 
ſchaͤftsjahres erfolgt, beſtehen; 

7) Erhöhung des Grundkapitals ($. 44.); 

8) Abaͤnderung und Ergänzungen des Statuts (F. 44.). 

Ueber die ad 6. 7. und 8. bezeichneten Gegenſtaͤnde der Berathung kann 
jedoch nur dann in den ordentlichen Generalverſammlungen beſchloſſen werden, 
wenn dieſelben in der Einladung ausdruͤcklich bekannt gemacht worden ſind. 
Auch bedürfen die Beſchluͤſſe zu 6., um verbindliche Kraft zu erhalten, noch 
der Genehmigung des Herrn Handelsminiſters. 


§. 18. 


Die ordentliche Generalverſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn ein Zehn⸗ 
theil der ausgegebenen Aktien vertreten iſt. Die Abſtimmung iſt oͤffentlich, in⸗ 
ſofern nicht von einem Viertheil der anweſenden Stimmen ſchriftliche Abſtim⸗ 
mung verlangt wird. Die abſolute Majorität entſcheidet. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag, bei Wahlen jedoch 
das Loos. Iſt bei letzteren eine abſolute Majoritaͤt nicht vorhanden, ſo ſind 
diejenigen, auf welche die meiſten Stimmen gefallen ſind, in doppelter Zahl 
der zu Waͤhlenden zur engeren Wahl zu bringen. 

Iſt in der anberaumten ordentlichen Generalverſammlung die Beſchluß— 
faͤhigkeit nach dem hier feſtgeſtellten Maaßſtabe nicht erreicht, ſo wird von dem 
Verwaltungsrathe eine neue Generalverſammlung einberufen und in der Ein⸗ 
ladung dazu ausdruͤcklich bemerkt, daß in dieſer die Anweſenden unbedingt nach 
abſoluter Stimmenmehrheit zu beſchließen befugt ſind. 


§. 19. 


Außerordentliche Generalverſammlungen koͤnnen 

1) durch den Verwaltungsrath und muͤſſen 

2) auf einen von 10 — zehn — Aktionairen, die zuſammen mindeſtens ein 
Zehntheil des geſammten Aktienkapitals repraͤſentiren, geſtellten Antrag 
von dem Verwaltungsrathe veranlaßt werden. 


. 20. 


Die Einladung zu den außerordentlichen Generalverſammlungen, welche 
ebenfalls in Suhl abzuhalten ſind, erfolgt durch den Verwaltungsrath auf 
gleiche Weiſe, wie im H. 16. hinſichtlich der ordentlichen Generalverſammlungen 
beſtimmt iſt, und ſind der Zweck der Verſammlung und die zur Verhandlung 
kommenden Gegenſtaͤnde genau anzugeben. 


H. 21. 


Auch in außerordentlicher Generalverfammlung erfolgt die Entſcheidung 
nach dem im H. 18. bezeichneten Modus. . 8 
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$. 22. 


Das über die Verhandlung einer Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell geführt und nach Vorleſung und Ge⸗ 
nehmigung der Generalverſammlung von dem Vorſitzenden und den Skruta⸗ 
toren und drei von ihm zu bezeichnenden Aktionairen unterzeichnet. Die von 
den Skrutatoren geführte Liſte der zur Generalverſammlung erſchienenen Stim⸗ 
men iſt dem Protokolle beizufuͤgen. 


Von dem Verwaltungsrathe. 
$. 23. 


Die oberſte Leitung aller Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſowie die Ver⸗ 
tretung derſelben nach Außen ſowohl wie den einzelnen Aktionairen gegenuͤber, 
erfolgt durch den aus ſieben Mitgliedern beſtehenden Verwaltungsrath. Die Mit⸗ 
glieder deſſelben werden durch die Generalverſammlung gewaͤhlt. Dieſe waͤhlen 
durch abſolute Stimmenmehrheit aus ſich einen Vorſitzenden und deſſen Stell- 
vertreter auf ein Jahr, nach deſſen Ablauf Beide wieder waͤhlbar ſind. Eine 
gerichtliche oder notarielle Ausfertigung des Wahlaktes bildet die Legitimation 
der einzelnen Mitglieder des Verwaltungsrathes. Die Namen der Mitglieder 
deſſelben, ſowie die des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters, ſind durch die 
im H. 11. bezeichneten Blätter bekannt zu machen. 


H. 24. 


Die Erneuerung des Verwaltungsrathes geſchieht in der Weiſe, daß 


1) in jedem der beiden erſten Jahre ihrer Funktion je zwei, 
2) in jedem dritten Jahre drei der am laͤngſten fungirenden Mitglieder 
deſſelben aus ſcheiden. 


So lange ſich der Turnus noch nicht gebildet hat, werden die Ausſchei— 
denden durch das Loos beſtimmt. Dieſelben ſind wieder waͤhlbar. Außerdem iſt 
jedes Mitglied des Verwaltungsrathes nach vorhergegangener dreimonatlicher 
Anzeige von dem Verwaltungsrathe auszuſcheiden befugt. 


$. 25. 


Bis zur vierten ordentlichen Generalverſammlung einſchließlich bilden 
indeſſen die Herren: 


Adolph Maetzke, Koͤniglicher Geheimer Ober⸗Regierungsrath in Berlin, 
Bernhard Cotta, Profeſſor an der Bergakademie in Freiberg, 
Jahrgang 1858. (Mr. 4870.) 27 Fer⸗ 


er Kommerzienrath, Bankier und Fabrikbeſitzer 
in Suhl, 


Paul Sauer, Senator und Fabrikbeſitzer in Suhl, 

Emil Grano, Koͤniglicher Regierungsrath in Erfurt, 

Karl von Muͤnchhauſen, Freiherr, Königlicher Geheimer Ober-Regierungs: 
rath in Berlin, 

Salomon Neumann, Doktor, praktiſcher Arzt in Berlin, 


den Verwaltungsrath. 


In der vierten ordentlichen Generalverſammlung wird der neue Verwal— 
tungsrath definitiv konſtituirt. f 


F. 20. 


Um fuͤr den Verwaltungsrath waͤhlbar zu ſein, muß man Beſitzer von 
wenigſtens Ae Aktien ſein, und muͤſſen dieſe waͤhrend der Amtsdauer im 
Archive der Geſellſchaft deponirt werden und ſind ſo lange unveraͤußerlich. 


H. 27. 


Die Stellen der waͤhrend der Zeit von einer Generalverſammlung zur 
anderen etwa ausſcheidenden Mitglieder des Verwaltungsrathes werden von 
dem Verwaltungsrathe wieder beſetzt. Ueber den Wahlakt wird ein gerichtliches 
oder notarielles Protokoll gefuͤhrt. 


Die Amtsdauer dieſer Mitglieder waͤhrt bis zur naͤchſten Generalver— 
ſammlung, wo eine definitive Wahl ſtattfindet. Das eintretende Mitglied ſchei— 
det jedoch an demjenigen Tage aus, an welchem die Funktion feines Vorgaͤn⸗ 
gers geendet haben wuͤrde. 


Auch das Reſultat jeder außerordentlichen Wahl von Verwaltungsraths⸗ 
Mitgliedern iſt in der im H. 23. beſtimmten Art bekannt zu machen. 


H. 28. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig alle zwei Monate in 
Suhl an einem von ihm ſelbſt feſtzuſtellenden Tage in dem zu bezeichnenden 
Lokale, und ſonſt auf Berufung des Vorſitzenden, fo oft dieſer es für noth⸗ 
wendig erachtet. Auf den Antrag von drei Mitgliedern iſt der Vorſitzende 
verpflichtet, zu einer Verſammlung einzuladen. 


In den Sitzungen iſt der techniſche Direktor auf Verlangen des Ver— 
waltungsrathes anweſend, hat aber nur Stimmrecht, wenn er zugleich Mitglied 
des Verwaltungsrathes iſt. Um guͤltige Beſchluͤſſe zu faſſen, muͤſſen wenigſtens 
vier Mitglieder anweſend ſein. 

„Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch abſolute Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden oder deſſen Stell- 
7 1 : ver⸗ 


vertreters den Ausſchlag und, falls keiner derſelben anweſend ift, die des den 
Jahren nach aͤlteſten der anweſenden Mitglieder. 


Bei Wahlen findet das im F. 18. angegebene Verfahren ſtatt. Die 
Einladungen zu allen Verſammlungen geschehen durch den Vorſitzenden 
ſchriftlich. 

Die Protokolle, ſowie alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes, nament⸗ 
lich auch Vollmachten, werden von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter, 
oder von zwei Mitgliedern unterzeichnet. 


H. 29, 


Alle Angelegenheiten der Geſellſchaft innerhalb der Grenzen des Statuts, 
ſoweit ſolche nicht durch die Generalverſammlung wahrgenommen werden oder 
dem techniſchen Direktor uͤbertragen ſind, gehoͤren in das Reſſort des Verwal⸗ 
tungsrathes. Insbeſondere aber iſt derſelbe befugt: 


10 25 Art der Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe der Generalserſammlung feſtzu— 
ellen; ; 
2) die Verwendung der disponiblen Fonds, und ob und in welcher Weiſe 
Kredit in Anſpruch zu nehmen iſt, zu beſtimmen; 
3) er entſcheidet uͤber Erwerbung und Veraͤußerung von Realitaͤten und 
Inventargegenſtaͤnden der Geſellſchaft, ordnet Neubauten und große, die 
Anſchlagsſumme von 1000 — Eintauſend — Thalern uͤberſteigende Repa⸗ 
raturen an, ſowie er Über die Art und Weiſe der Ausführung der erſte— 
ren beſtimmt. Inſofern aber der Preis, reſp. Werth einer einzelnen 
Erwerbung oder Veraͤußerung dieſer Art die Summe von 25,000 — 
fuͤnf und zwanzig Tauſend — Thalern uͤberſteigt, iſt die Genehmigung der 
Generalverſammlung erforderlich; ö 
er ſchließt alle Vertraͤge, inſoweit der Direktor nicht zu dem Abſchluß er⸗ 
mächtigt iſt, ſowohl in Bezug auf Materialbeſchaffung als auch auf 
den Debit der Produkte ab und iſt uͤberhaupt befugt, uͤber alle, das 
Intereſſe der Geſellſchaft beruͤhrende Angelegenheiten rechtsguͤltig und 
verbindlich abzuſchließen, ſowie Führung von Prozeſſen zu veranlaſſen, 
oder darauf bezuͤgliche Vergleiche einzugehen; 

5) er ernennt den techniſchen Direktor, den Buchhalter und den Kaſſirer, 
ſowie auf den Vorſchlag des Direktors die anderen Beamten, die einen 
hoͤheren Gehalt als dreihundert Thaler beziehen; 

6) er beſtimmt das Gehalt aller Beamten und die Verwaltungskoſten 
uͤberhaupt; 

7) er iſt befugt, den techniſchen Direktor und die Beamten der Geſellſchaft 
wegen Fahrlaͤſſigkeit und Dienftvergehen, oder aus anderen Gruͤnden zu 
entlaſſen; erſteren jedoch nur unter der im H. 34. näher eroͤrterten Mo⸗ 
difikation; 

8) der techniſche Direktor erhaͤlt von ihm ſeine Dienſtinſtruktion; 

Gr. 4870.) 27 9) der 


4 
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9) der Verwaltungsrath iſt berechtigt, ſich in allen ihm zuſtehenden Be⸗ 
fugniſſen durch einzelne Perſonen oder mehrere vertreten zu laſſen und 
dieſelben hierzu mit guͤltiger Vollmacht zu verſehen. 


Außerdem hat der Verwaltungsrath alle für die ordentlichen General- 
Verſammlungen noͤthigen Unterlagen zu beſorgen und die vorzutragenden Ge⸗ 
genſtaͤnde zu begutachten. N 

Der nach H. 25. bereits eingeſetzte erſte Verwaltungsrath bedarf zu jeder 
Erwerbung oder Veraͤußerung ohne Unterſchied des Betrages der beſonderen 
Genehmigung der Generalverſammlung, inſofern letztere ihm nicht durch einen 


beſonderen Beſchluß die volle, dem Verwaltungsrathe nach Nr. 3. zuſtehende 
Befugniß uͤbertraͤgt. 


$ 30. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes beziehen, außer Erſtattung ihrer 
Auslagen, eine Tantieme von fuͤnf Prozent vom Reinertrage. Der Verwal⸗ 
tungsrath ſtellt die Vertheilung derſelben unter ſeine Mitglieder feſt. 


Vom techniſchen Direktor. | 
x $. 31. 


Zur Vollziehung aller Befchlüffe der Generalverſammlung und des Ver: 
waltungsrathes, ſowie zur techniſchen Leitung des Betriebes 1 ein techniſcher 
Direktor angeſtellt. Derſelbe kann Mitglied des Verwaltungsrathes ſein. Seine 
Ernennung erfolgt von Seiten des Verwaltungsrathes durch ein gerichtliches 
oder notariell gefuͤhrtes Protokoll, und wird der Name des Gewaͤhlten durch 
die im $. 11. angeführten Blätter bekannt gemacht. Eine gerichtliche oder 
notarielle Ausfertigung des Wahlaktes dient zur Legitimation. 

Der Direktor bezieht ein vom Verwaltungsrathe feſtzuſtellendes Ge— 
halt. Derſelbe iſt für feine Geſchaͤftsfuͤhrung und für Beobachtung der ihm 
ertheilten Inſtruktion der Geſellſchaft gegenuͤber verantwortlich. 


§. 32. 


Der techniſche Direktor hat zwanzig Aktien der Geſellſchaft bei dem Ver⸗ 
waltungsrathe zu deponiren und duͤrfen dieſe, ſo lange ſeine Amtsfuͤhrung 
dauert, weder von ihm veraͤußert, noch ſonſt daruͤber verfuͤgt werden. 


$. 33. 


Der Verwaltungsrath ſtellt, wenn er es fuͤr rathſam haͤlt, einen zweiten 
Direktor mit einer ſelbſtſtaͤndigen Verwaltung an. Der Verwaltungsrath ſetzt 
dann fuͤr Beide rechtsverbindlich die Geſchaͤftsinſtruktion feſt. —. 
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F. 34. 


In dem mit dem techniſchen Direktor abzuſchließenden Vertrage muß 
dem Verwaltungsrathe das Recht vorbehalten werden, erſteren wegen Dienſt⸗ 
vergehen oder aus anderen Gruͤnden dann zu entlaſſen, wenn mindeſtens fuͤnf 
Mitglieder des Verwaltungsrathes dafuͤr ſtimmen. Eine ſolche Entlaſſung zieht 
den Verluſt aller Anſpruͤche auf Gehalt, Tantieme, Penſion, Remuneration 
oder ſonſtige Emolumente fuͤr die Zukunft nach ſich, was in dem bezuͤglichen 
Vertrage ausdruͤcklich auszuſprechen iſt. 


H. 35. 


Dem techniſchen Direktor kommen nachſtehende Obliegenheiten zu: 


1) er unterzeichnet alle Korreſpondenzen, ſowie die Zahlungsanweiſungen 
auf die Kaſſen und alle Quittungen; 


D er acceptirt, unterſchreibt und indoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen, 
und zeichnet fuͤr alle laufenden Geſchaͤfte, welche als Ausfuͤhrung der vom 
Verwaltungsrathe bereits getroffenen Einrichtungen oder gefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſe, oder abgeſchloſſener Vertraͤge zu betrachten ſind. 


Alle Unterſchriften des techniſchen Direktors muͤſſen von einem 
Mitgliede des Verwaltungsrathes, oder einem zweiten Beamten der Ge⸗ 
ſellſchaft, den der Verwaltungsrath damit beauftragt, kontraſignirt wer⸗ 
den. Ohne ſolche Kontraſignatur find dergleichen Accepte, Giros und 
Unterſchriften uͤberhaupt unguͤltig. Der Name dieſes Beamten iſt durch 
die im $. 11. bezeichneten Blätter bekannt zu machen; 


3) er iſt verpflichtet, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, in welchen die 
Partei durch einen Bevollmaͤchtigten ſich vertreten laſſen kann, die Rechte 
der Geſellſchaft wahrzunehmen; 


4) ferner hat er den techniſchen Betrieb in allen ſeinen Betriebszweigen zu 
überwachen und alle darauf bezuͤglichen Anordnungen zu treffen, Bau⸗ 
pläne zu entwerfen und die Betriebsvorrichtungen anzuordnen, ſowie alle 
Inſtruktionen fuͤr Beamte und Arbeiter auszuarbeiten; ; 


5) der techniſche Direktor ernennt und entſetzt alle Beamten der Gefellfchaft, 
inſoweit ſolches nicht nach $. 29. ad 5. der Befugniß des Verwaltungs: 
rathes vorbehalten iſt. 

Diejenigen Beamten, deren Entlaſſung dem Verwaltungsrathe zu⸗ 
ſteht, iſt er indeſſen in außerordentlichen Fallen zu ſuspendiren für fo 
lange befugt, bis der Verwaltungsrath daruͤber entſcheidet. 


$. 36. 


In Krankheits- oder ſonſtigen Verhinderungsfaͤllen wird der techniſche 
(Nr. 4870.) Di⸗ 
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Direktor von einem, vom Verwaltungsrathe naͤher zu beſtimmenden Beamten 
der Geſellſchaft vertreten, deſſen Name gleichfalls bekannt zu machen iſt. 


Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


$. 37. 


Von dem techniſchen Direktor wird alljährlich mit Ende Mai ein vollſtaͤn⸗ 
diges Inventar über den Beſitz, die Vorraͤthe und Außenſtaͤnde der Geſellſchaft 
aufgeſtellt, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und mit vollſtaͤndigen 
Belegen dem Verwaltungsrathe zur Pruͤfung und Feſtſtellung vorgelegt. Bei 
Aufnahme des Inventars werden die Rohſtoffe und Materialvorraͤthe nach dem 
laufenden Werthe, Halbfabrikate und Fabrikate nach den ſich ergebenden Fa— 
brikationspreiſen berechnet. 

Die Hoͤhe der Abſchreibung von Mobilien und Immobilien hat der 
Verwaltungsrath fuͤr jedes Jahr zu beſtimmen; doch muß dieſelbe mindeſtens 
110 Prozent des Werthes betragen. Die vom Verwaltungsrathe aufgeſtellte 

ilanz wird ſodann denjenigen drei Aktionairen, welche in der vorhergehenden 
ordentlichen Generalverſammlung zur Pruͤfung derſelben gewaͤhlt worden ſind, 
zur Reviſion mindeſtens vier Wochen vor der naͤchſten ordentlichen General— 
verſammlung vorgelegt, auch der Koͤniglichen Regierung eingereicht und durch 
die im H. 11. bezeichneten Blätter veröffentlicht. 


$. 38. 


N Der nach Abzug der Paſſiva bleibende Ueberſchuß der Aktiva bildet den 
Reingewinn der Geſellſchaft. 


$. 39. 


Der Verwaltungsrath hat zu ermitteln: 


wie viel von dem Reingewinn als Dividende unter die Aktionaire ver⸗ 
theilt (H. 17. Nr. 2.) und wie viel zur Bildung eines Reſervefonds 
zuruͤck gelegt werden ſoll. N 


Von dem Reingewinne ſollen mindeſtens zehn Prozent alljaͤhrlich zur 
Bildung eines Reſervefonds vorab und fo lange zurückgelegt werden, bis der= 
ſelbe die Höhe von mindeſtens zehn Prozent des ausgegebenen Aktienbetrages 
erreicht hat. Sobald das letztere eingetreten iſt, hoͤren die zum 
Reſervefonds auf; fie treten jedoch ſofort wieder ein, wenn derſelbe durch Aus⸗ 
gaben vermindert worden iſt. 


$. 40. 


Ueber die nur zur Deckung augenblicklicher Ausgaben oder ee 
; er⸗ 
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Verluſte zuläffige Verwendung des Reſervefonds hat der Verwaltungsrat zu 
verfuͤgen. 


F. 41. 


Dividenden ſind in Suhl, Berlin, Erfurt und Leipzig zahlbar; doch 
konnen durch den Verwaltungsrath auch andere Zahlungsorte feſtgeſetzt werden. 

Alle Zahlungsſtellen ſind in den Geſellſchaftsblaͤttern jedesmal bekannt 
zu machen. Die Zahlung erfolgt gegen Einlieferung der Dividendenſcheine jaͤhr— 
lich vom erſten Oktober ab. 


H. 42, 


Nach Ablauf von fünf Jahren, von dem Faͤlligkeitstage an gerechnet, 
verjähren Dividenden, die nicht erhoben werden, zu Gunſten der Geſellſchaft. 


Schlichtung von Streitigkeiten. 
$. 43. 


Alle Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen 
mit Ausſchließung des Rechtsweges durch zwei von den Parteien zu waͤhlende 
Schiedsrichter geſchlichtet werden. Koͤnnen ſich die Parteien uͤber die Wahl 
der Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt jede Partei den ihrigen. 

Verzoͤgert eine Partei, nachdem ihr in dieſem Falle von dem Gegner die 
Wahl des Schiedsrichters notariell angezeigt worden iſt, die Wahl des ihrigen 
laͤnger als vier Wochen, ſo iſt der fleißigere Theil zur Ernennung beider 
Schiedsrichter berechtigt. Koͤnnen ſich die beiden Schiedsrichter nicht einigen, 
ſo ernennt der Direktor des Kreisgerichts in Suhl, oder in deſſen Abweſenheit 
oder Behinderung das aͤlteſte der anweſenden Mitglieder des Königlichen Kreis— 
gerichts⸗Kollegiums einen Obmann, dem die Entſcheidung zuſteht. Gegen den 
Ausſpruch des Schiedsrichters oder des Obmanns iſt kein Rechtsmittel geſtattet, 
ausgenommen die Falle der Nichtigkeit nach $S. 172. ff. Titel 2. Theil I. der 
Allgemeinen Gerichtsordnung. 


Abänderung der Statuten und Auflöfung der Geſellſchaft. 


$. 44. 


Ueber Erhöhung des Grundkapitals ($. 17. ad 7.), über Abaͤnderungen 
oder Ergaͤnzungen des Statuts ($, 17. ad 8.), ferner über eine Verlängerung 
der Dauer der Geſellſchaft ($. 3.), kann in einer Generalverſammlung nur mit 
einer Mehrheit von drei Viertheilen der darin anweſenden, reſp. vertretenen 
Stimmen beſchloſſen werden. 

(Nr. 4870.) . Der 
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Der allgemeine Inhalt muß jedoch bei der Einberufung angedeutet wer⸗ 
den. Alle dergleichen Beſchluͤſſe beduͤrfen der landesherrlichen Genehmigung. 


H. 45. 


Von dem Verwaltungsrathe, oder von Aktionairen, die ein Viertheil 
des Aktienkapitals beſitzen, kann der Antrag auf Aufloͤſung der Geſellſchaft ge⸗ 
ſtellt werden; dieſe Aufloͤſung kann jedoch nur in einer beſonders dazu berufe⸗ 
nen Generalverſammlung, in welcher jeder Aktionair ſtimmberechtigt und zur 
Abgabe von ſo viel Stimmen, als er Aktien beſitzt, befugt iſt, beſchloſſen wer⸗ 
den, wenn in der Verſammlung drei Viertheile der ausgegebenen Aktien ver⸗ 
treten find und drei Viertheile davon für die Auflöfung ſümmen. Iſt in der 
ausgeſchriebenen Verſammlung dieſe Aktienzahl nicht vertreten, ſo kann in 
einer neu anzuberaumenden Verſammlung die Auflöfung durch drei Viertheile 
der anweſenden oder vertretenen Stimmen ausgeſprochen werden. In dieſer 
zweiten Verſammlung berechtigt gleichfalls je eine Aktie zur Abgabe einer 
Stimme. s 


Auf Beides muß jedoch in der Einladung zu dieſer Verſammlung aus⸗ 
druͤcklich aufmerkſam gemacht werden. 


Der Beſchluß uͤber die Aufloͤſung der Geſellſchaft bedarf der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung. Die Generalverſammlung ernennt die Liquidatoren und 
beſtimmt den Modus der Liquidation. Außerdem tritt eine Auflöfung der Ge⸗ 
ſellſchaft in den nach dem Geſetze vom 9. November 1843. beftimmten Fallen 
ein, und wird nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes bewirkt. 


Verhaͤltniß zur Staatsregierung. 
H. 46. 


Die Koͤnigliche Regierung zu Erfurt, ſowie jede Koͤnigliche Regierung, 
in deren Bezirk die Geſellſchaft ihre Geſchaͤfte betreibt, ſind befugt, einen Kom⸗ 
miſſar zur Wahrnehmung des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für einzelne 
Falle zu beſtellen. Der Kommiſſar iſt befugt, die Direktion und den Verwal⸗ 
tungsrath guͤltig zuſammenzuberufen und ihren Berathungen beizuwohnen, auch 
die Zuſammenberufung der Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe 
binnen einer von ihm feſtzuſetzenden Friſt zu verlangen, event. aber dieſelbe 
ſelbſt zu berufen und jederzeit von den Buͤchern, Rechnungen, Regiſtern und 
ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft, ſowie von dem 
Zuſtande ihrer Kaſſen und Etabliſſements, Kenntniß zu nehmen. 


H. 47. 
Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau⸗, 


Huͤtten⸗ und anderen gewerblichen Unternehmungen, fuͤr die onen ar 
ö 2 hul⸗ 


— 185 — 


Schul⸗Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, auch zu den 
Koſten der Polizei- und Gemeindeverwaltung in angemeſſenem Verhaͤltniß bei⸗ 
zuſteuern, und kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, 
angehalten werden, fuͤr die gedachten Zwecke diejenigen Beitraͤge zu leiſten, 
welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher Beſtimmung der betreffenden 
Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbei— 
ten fuͤr nothwendig erachtet werden. 


Formular A. 


(Stempel.) . 
Aktie 
der 5 
Hennebergia, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb, 
uͤber 


Zweihundert Thaler Kurant. 


Der Inhaber dieſer Aktie iſt auf Hoͤhe von zweihundert Thalern Kurant 
an dem geſammten Eigenthum und den Ertraͤgen der obengenannten Geſell⸗ 
It mit allen ſtatutenmaͤßigen Rechten und Pflichten eines Aktionairs be: 
theiligt. 


„ 18. 


Der Verwaltungsrath der Hennebergia, 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


(Facsimile der Unterſchriften der Mitglieder des Verwaltungsrathes.) 


Eingetragen Fol, ..... des Aktienbuches. 
(Unterſchriften zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes.) 


Jahrgang 1858. (Nr. 4870.) 28 For⸗ 


De | 


Formular B. 


Dividendenſchein 
zur Aktie 


j Gegen Rückgabe dieſes Scheins zahlt die Kaffe der Hennebergia, Aktien⸗ 
geſellſchaft für Bergbau und Huͤttenbetrieb, die für das Betriebsjahr 18.. auf 
obige Aktie fallende Dividende nach Maaßgabe der deshalb zu erlaſſenden Be: 
kanntmachung. 


Suhl, den in ee 48:3 


Der Verwaltungsrath der Hennebergia, 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 
Der Vorſitzende. 

(Facsimile der Unterſchrift.) 


Dividendenſcheine, deren Betrag binnen 
fuͤnf Jahren vom Faͤlligkeitstermine ab nicht 
erhoben werden, find verjährt. 


Formular C. 
Hennebergia, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 
Talon. 


Dar Inhaber dieſes Talons empfängt gegen Rückgabe deffelben neue Divi- 
dendenſcheine vom Jahre 18.. ab laufend zur Aktie W 


Suhl den era 18. 


Der Verwaltungsrath der Hennebergia, 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb. 


Der Vorſitzende. 
(Facsimile der Unterſchrift.) 


Eingetragen in das Aktienbuch. 
(Unterſchrift.) 


For⸗ 


a a en 
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Formular D. 


8 


Quittungsbogen 


uͤber die von 


FCC 


auf die Aktie à 200 Rthlr. Pr. Kurant 


der 


Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb 
Hennebergia 
zu Suhl 


geleiſteten Theilzahlungen. 
\ 


9 obengenannte Zeichner der Aktie, reſp. der rechtmaͤßige Erwerber dieſes 
Quittungsbogens, hat die durch das Geſellſchaftsſtatut naͤher beſtimmten Rechte 
und Verbindlichkeiten. Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetra⸗ 
ges der Aktie wird dem in dieſem Quittungsbogen benannten Aktionair, reſp. 
ſeinem Rechtsnachfolger, gegen Ruͤckgabe deſſelben der darin verzeichnete Ka⸗ 
pitalsbetrag in Aktien ausgehaͤndigt. Die Richtigkeit der Unterſchrift etwaiger 
Ceſſionen dieſes Quittungsbogens iſt die Geſellſchaft zu prüfen zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. 


Suhl, den en 18. 


Der Verwaltungsrath 
der Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb Hennebergia. 
(Unterſchrift in Facsimile.) 


Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuchs. 


(Nr. 4870.) 1) Auf 


1) Auf obige Aktie find am RE 18. Rthlr. Pr. Kur. 


gezahlt. 
Fuͤr den Verwaltungsrath: 
Der Vorſttzende. 
(Unterſchrift.) 
o 18.. find ferner Rthlr. Pr. Kur. eingezahlt. 


(Fuͤr den ꝛc. wie ad 1.) 
3 bis 10) in simili wie ad 2. 


(In dorso.) 
1) Ceſſion. 
. DR! auf umſtehend bezeichnete Aktie MR ........ 8 
r . ER er e 
5 Valuta erhalten. 
n o Re ee ©. AR 


2 bis 10) in simili. 
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